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a) D as vom  Tatgericht erm ittelte Verkehrsverständnis, nach 
dem  A m inosäureprodukte in K apselform  in Fertigpackungcn 
nach G ew icht angeboten werden und dies die Pflicht zu r A n­
gabe des G rundpreises nach § 2 Abs. 1 Satz 1 PAngV aF  aus­
löst, hält der revisionsrechtlichen N achprüfung stand.
b) § 559 A bs. 1 Satz 1 Z P O  ist einschränkend dahin auszu le­
gen, dass in bestimm tem U m fan g auch Tatsachen, die sich erst 
während der Revisionsinstanz ereignen, in die U rteilsfindung 
einfließen können, sow eit sie unstreitig sind oder ihr Vorlie- 
gen in der Revisionsinstanz ohnehin von  A m ts wegen zu  be­
achten ist und schützensw erte Belange der Gegenseite nicht 
entgegenstehen. Sind diese Voraussetzungen erfüllt, kann sich 
die U nstreitigkeit neuer Tatsachen bei Säum nis des Revisions­
beklagten auch daraus ergeben, dass das Vorbringen des Revi­
sionsklägers nach § 555 A bs. 1 Satz 1, § 331 A bs. 1 Satz 1 Z PO  
als zugestanden anzusehen ist.
c) Werden 25 w ortlautidentische Abm ahnungen wegen Ver­
stößen gegen die aus § 2 A bs. 1 Satz 1 PAngV aF folgende 
Pflicht zu r G rundpreisangabe an M itbew erber versandt, ist 
dies nicht als eine Angelegenheit im Sinne von § 15 A bs. 2 
R V G  anzusehen, wenn zwischen den zugrundeliegenden, in 
ihrer rechtlichen Q ualifikation  gleichartigen konkreten Wett­
bew erbshandlungen kein innerer Zusam m enhang besteht.
d) Für die Frage, ob ein G läubiger die K osten  für ein A b­
schlussschreiben nach den G rundsätzen der Geschäftsführung 
ohne A uftrag oder als Schadensersatzanspruch wegen der Ver­
letzung einer A ufklärungspflicht vom Schuldner verlangen 
kann, kom m t es darauf an, ob der Schuldner zum  Zeitpunkt 
der Entfaltung kostenauslösender Tätigkeiten für die Erstel­
lung des A bschlussschreibens durch den G läubiger bereits
den Entschluss zur Einlegung des W iderspruchs gefasst h a t.. 1

D ie M itarbeiter eines privaten Unternehm ens, die im Zuge 
von Straßenbauarbeiten der öffentlichen H and neue Fahr­
zeugrückhaltesystem e (Schutzplanken) montieren, handeln 
nicht in A usübung eines ihnen anvertrauten öffentlichen 
Am tes, wenn das beauftragte Fachunternehm en bei den zu 
erbringenden M ontagearbeiten, die der D aseinsvorsorge 
dienen und bei denen der hoheitliche C harakter daher nicht 
im Vordergrund steht, über einen relevanten eigenen A u s­
führungsspielraum  verfügt. Bei schuldhafter Beschädigung 
frem der Versorgungsleitungen (hier: durch Ram m arbeiten) 
haftet das private Unternehm en nach § 823 Abs. I B G B .........  30

a) § 37 A bs. 1 Satz 2 W H G  ist -  wie einige seiner landes­
rechtlichen Vorgängerbescim mungen -  einschränkend dalun 
auszulegen, dass jedenfalls solche Ä nderungen der Stärke 
oder R ichtung des W asserabflusses, die infolge einer üblichen 
landwirtschaftlichen N u tzun g  eintreten, grundsätzlich keine 
unzulässige Veränderung darstellen.
b) Einschränkungen können sich aber aus der Verpflichtung
zur gegenseitigen Rücksichtnahme im wasserrechtlichen N ach­
barschaftsverhältnis ergeben. Fortführung und Weiterentwick­
lung von Senatsurteil vom  18. April 1991 -  III Z R  190, B G H Z  
114, 183 sow ie B G H , Urteil vom 2. M ärz 1984 -  V Z R  5483, 
B G H Z  90 ,2 5 5 ..........................................................................................  46



4.
24. IV. 23 
V ia Z R  1517/22

D ie im Falle des Verbunds eines K aufvertrags mit einem A ll- 
gem ein-Verbraucherdarlehensvertrag in den Allgem einen 
G eschäftsbedingungen des D arlehensgebers enthaltene B e ­
stim m ung
»3. A btretung von sonstigen A nsprüchenD er D arleh en s­
nehm er tritt ferner hiermit folgende -  gegenwärtige und z u ­
künftige -  Ansprüche an den D arlehensgeber ab, [der] diese 
A btretung ann.im mt:[...]— gegen die [ . . .]  [Verkäuferin] gleich 
aus w elchem Rechtsgrund. Ausgenom m en von der A btretung 
sind G ew ährleistungsansprüche aus Kaufvertrag des D arle­
hensnehmers gegen die [ . . .]  [Verkäuferin]. D er D arlehensneh­
mer hat dem D arlehensgeber auf A nforderung jederzeit d ie 
N am en und Anschriften der D rittschuldner m itzuteilen.« 
unterliege nach § 307 A bs. 3 Satz 1 B G B  der richterlichen In ­
haltskontrolle und ist im Verkehr mit Verbrauchern gem äß 
§ 307 A bs. I Satz I, Abs. 2, §§ 134, 361 A bs. 2 Satz 1, § 358 
Abs. 4 Satz  5 B G B  unw irksam ........................................................... 59
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